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BESCHLUSS DES GERICHTS (Dritte Kammer) 
9. Juli 1991 * 

In der Rechtssache T-48/91 

Daniel Minie, Beamter des Rechnungshofes der Europäischen Gemeinschaften, 
wohnhaft in Petit Failly (Frankreich), Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
Aloyse May, Luxemburg, Zustellungsanschrift: Kanzlei des genannten Rechtsan­
walts, 31, Grand Rue, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Jean-Marie 
Stenier als Bevollmächtigten, Zustellungsanschrift: Sitz des Rechnungshofes, 12, 
rue Alcide de Gasperi, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagter, 

wegen Aufhebung der Entscheidung der Anstellungsbehörde vom 17. Mai 1991, 
durch die der Kläger mit Wirkung vom 3. Juni 1991 seines Amtes als Planer/Ko­
ordinator des Sprachendienstes enthoben und wieder der deutschen Übersetzungs-
sektion des Rechnungshofes zugewiesen wurde, 

erläßt 

DAS GERICHT (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten C. Yeraris, der Richter A. Saggio und 
K. Lenaerts, 

Kanzler: H. Jung 

folgenden 

Beschluß 

1 Daniel Minie, Beamter des Rechnungshofes der Europäischen Gemeinschaften, hat 
mit Klageschrift, die am 18. Juni 1991 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen 
ist, aufgrund von Artikel 91 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemein­
schaften (im folgenden: Statut) Klage erhoben auf Aufhebung der Entscheidung 
der Anstellungsbehörde vom 17. Mai 1991, durch die er mit Wirkung vom 3. Juni 
1991 seines Amtes als Planer/Koordinator des Sprachendienstes enthoben und 
wieder der deutschen Übersetzungssektion des Rechnungshofes zugewiesen wurde. 

2 Der Kläger wurde durch Entscheidung der Anstellungsbehörde vom 15. Novem­
ber 1982 auf seinem Dienstposten eines Übersetzers der Besoldungsgruppe LA 7 
in der deutschen Übersetzungssektion zum Beamten auf Lebenszeit ernannt. 
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3 Am 8. Oktober 1983 wurde der Kläger ganztags mit Terminologiearbeiten im 
Rahmen des Sprachendienstes sowie mit der Verbindung zwischen dem Sprachen­
dienst und dem ADAR (Audit Development and Reports) betraut. 

4 Durch Entscheidung vom 20. November 1986 wurde er ohne Wechsel des Dienst­
postens nach Besoldungsgruppe LA 6 befördert. 

5 Am 6. Mai 1987 teilte der Präsident des Rechnungshofes den Mitgliedern des 
Rechnungshofes mit, daß er beschlossen habe, innerhalb des Sprachendienstes eine 
Koordinierungsstelle einzurichten, die er dem Kläger übertragen habe. 

6 Am 1. Februar 1990 wurde dem Kläger mit einem Schreiben seines Abteilungslei­
ters bestätigt, daß er von nun an das Amt eines „Assistenten des Leiters des Spra­
chendienstes für das, was mit der Koordinierung und der Planung der Überset-
zungsarbeiten zusammenhängt", ausüben werde. 

7 Am 17. Mai 1991 teilte der Generalsekretär des Rechnungshofes als Anstellungsbe­
hörde dem Kläger mit, daß er vom 3. Juni 1991 an seines Amtes als Planer/Koor­
dinator des Sprachendienstes enthoben und mit Wirkung vom selben Tag wieder 
der deutschen Übersetzungssektion zugewiesen sei. 

8 Mit Schreiben der Anstellungsbehörde vom selben Tag wurde der Dienstposten 
eines Planers/Koordinators gestrichen und die Aufgaben, die der Kläger bis dahin 
wahrnahm, seinem Vorgesetzten übertragen. 

9 Mit an den Generalsekretär des Rechnungshofes gerichtetem Schreiben vom 
22. Mai 1991 brachte der Kläger vor: „Ich kann diese Art des Vorgehens mir 
gegenüber nicht akzeptieren und bitte Sie, mir alle Erklärungen zu dieser Angele­
genheit, in der ich die Zeche bezahlen muß, zu liefern. Dann werde ich Ihnen 
meine Version der Ereignisse geben, wobei ich zu keinem Zeitpunkt vergessen 
werde, daß ich unter der Autorität und Verantwortung meines Vorgesetzten und 
mit der beruflichen Gewissenhaftigkeit gehandelt habe, die für einen Job notwen­
dig ist, der sicherlich zu den aufreibendsten des Rechnungshofes zählt, weil man 
sich ständig zwischen Hammer und Amboß befindet." 
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10 Am 20. Juni 1991 richtete der Kläger an die Anstellungsbehörde eine Beschwerde 
nach Artikel 90 Absatz 2 des Statuts, die den Inhalt seiner Klageschrift wieder­
gibt. 

1 1 Ist eine beim Gericht eingereichte Klage offensichtlich unzulässig, so kann das Ge­
richt gemäß Artikel 111 seiner Verfahrensordnung ohne Fortsetzung des Verfah­
rens durch Beschluß entscheiden, der mit Gründen zu versehen ist. Im vorliegen­
den Fall hält das Gericht die sich aus den Akten ergebenden Angaben für ausrei­
chend und beschließt, das Verfahren nicht fortzusetzen. 

12 Nach Artikel 91 Absatz 2 des Statuts ist die Klage eines Beamten nur zulässig, 
wenn bei der Anstellungsbehörde zuvor eine Beschwerde aufgrund von Artikel 90 
Absatz 2 des Statuts eingereicht worden ist. Diese muß ihrerseits innerhalb einer 
Frist von drei Monaten gegen die als beschwerend angesehene Maßnahme einge­
legt worden sein. Es steht jedoch fest, daß der Kläger am 20. Juni 1991, also zwei 
Tage nach Erhebung der vorliegenden Klage, eine Beschwerde gegen die Maß­
nahme, von der er annimmt, daß sie ihn beschwert habe, eingelegt hat. 

1 3 Daher ist festzustellen, daß bei der Anstellungsbehörde zuvor keine Beschwerde 
aufgrund von Artikel 90 Absatz 2 des Statuts eingereicht worden ist. 

1 4 Es ist darauf hinzuweisen, daß der Umstand, daß der vorliegenden Klage ein An­
trag auf Aussetzung des Vollzugs der angefochtenen Maßnahme beigefügt wurde, 
den Kläger nicht von der vorherigen Einreichung einer Beschwerde im Sinne von 
Artikel 90 Absatz 2 des Statuts befreit, sondern ihm nach Artikel 91 Absatz 4 des 
Statuts nur erlaubt, unverzüglich nach Einreichung seiner Beschwerde Klage beim 
Gericht zu erheben, ohne eine ausdrückliche oder stillschweigende Antwort der 
Anstellungsbehörde auf diese Beschwerde abwarten zu müssen. 

1 5 Da der Kläger seine Beschwerde erst nach Erhebung seiner Klage eingereicht hat, 
entspricht diese offensichtlich nicht den Voraussetzungen des Artikels 91 des Sta­
tuts. 
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16 Daher ist festzustellen, daß die Klage offensichtlich unzulässig ist. 

Kosten 

17 Nach Artikel 87 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichts ist die unterliegende 
Partei auf Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Nach Artikel 88 der 
Verfahrensordnung tragen jedoch die Organe in Rechtsstreitigkeiten mit Bedien­
steten der Gemeinschaften ihre Kosten selbst. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Dritte Kammer) 

beschlossen: 

1) Die Klage wird als unzulässig abgewiesen. 

2) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Luxemburg, den 9. Juli 1991. 

Der Kanzler 

H. Jung 

Der Präsident 

C. Yeraris 
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